Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1620 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


hetr. Arheitsprogramm der Bundesregierung zu 
innenpolitischen Vorhaben 


Auf Grund der Erklärung des Bundeskanzlers vom 23. Okto- 
ber 1970 vor der Bundespressekonferenz (vgl. Bulletin Nr. 145 
vom 24. Oktober 1970), daß die Bundesregierung über ein „in- 
ternes Arbeitsprogramm" verfüge, 

— in dem sie „sich über die weitere Arbeit bis Ende der Legis- 
laturperiode bis ins einzelne verständigt" hat, 

— „das der Konkretisierung und Verwirklichung der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 dient", 

— das „jetzt sachlich verzahnt, zeitlich geplant und finanziell 
durch die bis 1974 fortgeschriebene Finanzplanung abge- 
sichert" ist; 

auf Grund der dazu vom Leiter der Planungsabteilung im Bun- 
deskanzleramt vor Journalisten laut Presseberichten (vgl. z. B. 
Die Welt und Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 31. Okto- 
ber 1970) gegebenen Erläuterungen, 

— daß die Bundesregierung bis zum Ende der Legislaturperiode 
455 innenpolitische Reformvorhaben bewältigen oder ein- 
leiten wolle, 

— daß dieses Programm gegliedert sei in Kemreformen, die 
noch in dieser Legislaturperiode im wesentlichen abge- 
schlossen werden sollen, und in begleitende und länger- 
fristige Reformen; 

und weil trotz der Ankündigung in der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969, 

„das Parlament und die Öffentlichkeit (würden) im ersten 
der siebziger Jahre ein umfassendes Bild der Reformpolitik 
der Regierung gewinnen können" 

das Arbeitsprogramm der Bundesregierung bisher nicht ver- 
öffentlicht wurde, ist eine Darlegung der Pläne vor dem Deut- 
schen Bundestag nunmehr dringend erforderlich. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 


A. 


über welche Rangfolge der einzelnen konkreten Vorhaben hat 
sich die Bundesregierung in ihrem internen Arbeitsprogramm 
zur „Konkretisierung und Verwirklichung der Regierungser- 
klärung vom 28. Oktober 1969" „bis ins einzelne verständigt", 
und wie sind diese miteinander „sachlich verzahnt"? 


B. 


1. Was versteht die Bundesregierung unter „inneren Refor- 
men"? Wie grenzt sie den Inhalt dieses Begriffs ab, ins- 
besondere gegenüber Maßnahmen, 

1. bei denen es sich nur um die Durchsetzung der bereits 
von früheren Bundesregierungen beschlossenen oder 
eingeleiteten Maßnahmen handelt, 

2. die lediglich der Erfüllung vom Parlament in früheren 
Jahren beschlossener gesetzlicher Bestimmungen die- 
nen? 


11. Welche der unter A. genannten Vorhaben sollen nach dem 
Arbeitsprogramm der Bundesregierung 

— bis zum Ende dieser Legislaturperiode, 

— im Zeitraum des Finanzplans des Bundes 1970 bis 1974, 

— später und gegebenenfalls bis wann 


jeweils 

in Angriff genommen, 
im wesentlichen verwirklicht, 
abgeschlossen werden? 


C. 

I. Hält die Bundesregierung bei der Planung ihrer innen- 
politischen Reformvorhaben an den Eckdaten für die wei- 
tere wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit fest, 
die dem Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 und der 
mittelfristigen Wirtschaftsprojektion zugrunde liegen, oder 
mit welchen Werten veranschlagt sie insbesondere die 
folgenden Daten in den einzelnen Jahren bis 1974: 
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1 . Bruttosozialprodukt nominal und real, 

2. Preisrate des privaten Verbrauchs, 

3. Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit und Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, 

4. Anteil des Staates am Bruttosozialprodukt 

a) der Gebietskörperschaften, 

b) des öffentlichen Gesamthaushalts einschließlich der 
Sozialversicherung, 

5. Sparquote der privaten Haushalte, 

6. Inanspruchnahme der Ersparnis der privaten Haushalte 
durch die öffentliche Hand, darunter insbesondere durch 
den Bund in den Jahren 1971 bis 1974 im Vergleich dazu 
in den Jahren 1960 bis 1970, 

7. Anteil des privaten Verbrauchs am Bruttosozialprodukt, 

8. Höhe und Anteil der Investitionen 

a) des Staates, 

b) der privaten Wirtschaft am Bruttosozialprodukt? 


II. Sind bei den unter 1. angesprochenen Eckdaten der Wirt- 
schaftsprojektion die im Arbeitsprogramm der Bundesre- 
gierung gemäß Frage A enthaltenen Vorhaben berück- 
sichtigt worden? 

In welchen Größenordnungen sind insbesondere 

1. die Auswirkungen der sozialpolitischen Vorhaben, 
darunter der angekündigten Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der geplanten Maßnahmen im Bildungsbereich auf 
die Zahl der Erwerbstätigen, 

2. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen im Be- 
reich des Umweltschutzes, Verkehrs, Wissenschaft und 
Forschung auf die Höhe und Zusammensetzung der 
Investitionen (privat oder öffentlich), 

3. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen im Be- 
reich der Vermögenspolitik auf die Sparquote und die 
Investitionsneigung der Unternehmer, 

4. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf die 
Abgabenbelastung der Unternehmen und der Arbeit- 
nehmer 

berücksichtigt? 
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D. 


I. 1. Basieren die bekanntgewordenen oder noch bekannt- 
zugebenden Vorstellungen der Bundesregierung insbe- 
sondere auf den Gebieten 

— Bildung, 

— Wissenschaft und Forschung, 

— Umweltschutz, 

— Wohnungswesen, Raumordnung, Städtebau, 

— Krankenhausfinanzierung, 

— Verkehrswesen, 

— regionale und sektorale Strukturpolitik 

auf einer detaillierten, zugleich alle Bereiche umfas- 
senden und auch zwischen den Ressorts abgestimmten 
Finanzplanung oder Finanzperspektive für die Jahre 
1971 bis 1980 bzw. 1985? 

2. Sind diese finanziellen Planungen mit den Ländern 
und den Gemeinden abgestimmt, soweit ihnen die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben zufällt? 

3. Bis wann wird die Bundesregierung diese finanziellen 
Planungen dem Deutschen Bundestag und dem Bundes- 
rat vorlegen? 


II. Inwieweit sind die Vorhaben der Bundesregierung gemäß 
Frage A, soweit sie zu Belastungen für die öffentliche 
Hand führen, in dem Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 
und bei den Empfehlungen des Finanzplanungsrates für die 
Finanzplanungen der Länder bis 1974 berücksichtigt wor- 
den? 

1. Wie werden sich insbesondere die Anteile der Bereiche 
— Bildungswesen, 

— Wissenschaft und Forschung, 

— Soziale Sicherung im weiteren Sinne (einschließ- 
lich soziale Kriegsfolgeaufgaben, Förderung der Ver- 
mögensbildung usw.), 

— Gesundheit, Sport und Erholung, 

— Wohnungswesen und Raumordnung, 

— Verkehrswesen (darunter Straßen) 

(vgl. Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen; Funk- 
tionskennziffem 1 bis 4 und 7) 

an den Ausgaben des Bundes und der Länder in den 
einzelnen Jahren bis 1974 auch im Vergleich zu den 
zurückliegenden Jahren entwickeln? Wie hoch veran- 
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schlagt sie den darin enthaltenen Anteil der „inneren 
Reformen" gemäß der unter B. 1. angesprochenen Ab- 
grenzung? 

2. Wie sollen die Vorhaben der Bundesregierung gemäß 
Frage A finanziert werden 

a) durch einen unterproportionalen Anstieg der Aus- 
gaben in anderen Bereichen; wenn ja ^ ^ in welchen 
Bereichen im einzelnen, 

b) durch eine Erhöhung der Steuerlastquote; wenn 
ja — sollen auch Steuern erhöht werden, ggf. welche 
und soll dabei das bisherige Verhältnis der Auf- 
kommen von direkten und indirekten Steuern ge- 
ändert werden, 

c) durch eine Erhöhung der öffentlichen Neuverschul- 
dung; wenn ja — in welcher Größenordnung? 


III. Welche der unter A. fallenden Vorhaben sollen 

1. über eine Erhöhung der Soziallastquote, ggf. durch 
Erhöhung welcher Anteile, 

2. ganz oder überwiegend unmittelbar von der Wirtschaft 
finanziert werden? 


E. 


Welche Konsequenzen werden sich nach Auffassung der Bun- 
desregierung für die Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden sowie für den Finanzausgleich ergeben, wenn 
die einzelnen Gebietskörperschaften die ihnen nach den Pla- 
nungen der Bundesregierung zufallenden Aufgaben verwirk- 
lichen sollen? Inwieweit besteht bereits Einvernehmen über 
diese Vorstellungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden? 


Bonn, den 16. Dezember 1970 


Dr. Stoltenberg, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat ihr Amt mit dem Anspruch angetreten, 
nicht nur eine Regierung der „inneren Reformen" sein, son- 
dern auch „mehr Demokratie wagen" zu wollen. 

Der Bundeskanzler hat in diesem Zusammenhang in seiner 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 angekündigt: 

„Wir werden unsere Arbeitsweise öffnen und dem kritischen 
Bedürfnis nach Information Genüge tun. Wir werden darauf 
hinwirken, daß durch Anhörungen im Deutschen Bundestag, 
durch ständige Fühlungnahme mit den repräsentativen 
Gruppen unseres Volkes und durch eine umfassende Un- 
terrichtung über die Regierungspolitik jeder Bürger die 
Möglichkeit erhält, an der Reform von Staat und Gesell- 
schaft mitzuwirken." 

„Wir suchen keine Bewunderer; wir brauchen Menschen, die 
kritisch mitdenken, mitentscheiden und mitverantworten." 

Im Gegensatz zu dieser Ankündigung hat die Bundesregierung 
inzwischen nur ein „internes Arbeitsprogramm" beschlossen, 
und der Aufforderung der CDU/CSU, ihre konkreten Pläne und 
Vorhaben Parlament und Öffentlichkeit vorzulegen, bisher nicht 
entsprochen. Dies erscheint um so dringlicher, als aus den Er- 
klärungen des Bundeskanzlers vom 23. Oktober 1970 vor der 
Bundespressekonferenz nicht hervorgeht, was von den zum 
Teil sehr vagen Reformankündigungen der Regierungserklä- 
rung vom Oktober vergangenen Jahres noch gilt, was hinzu- 
gekommen oder was aufgegeben worden ist. 

Insbesondere läßt sich nicht ersehen, 

— ob und wieweit Versprechungen von Ressortministern, die 
teilweise weit über die Regierungserklärung hinausgehen, 
Teil eines geschlossenen, nach Prioritäten geordneten und 
mit den finanziellen Möglichkeiten abgestimmten Gesamt- 
programms sind; 

— ob und wann die mittlerweile vertagten Gesetzesinitiati- 
ven der Bundesregierung zur steuerlichen Entlastung des 
Mittelstandes und der Arbeitnehmer noch verwirklicht wer- 
den sollen; 

— ob und wieweit die Bundesregierung zur Finanzierung der 
„inneren Reformen" eine Erhöhung der Steuerlastquote in 
Betracht zieht. 

Eine Darstellung der innenpolitischen Vorhaben der Bundes- 
regierung und eine Aussprache hierüber im Deutschen Bundes- 
tag ist auch deshalb erforderlich, weil weder die Regierungs- 
erklärung noch die später bekanntgewordenen Absichten auf 
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einer soliden Finanzplanung beruhen. Es kommt hinzu, daß 
auch für die nicht haushaltswirksamen Vorhaben, die jedoch 
Arbeitnehmer, Unternehmen und Sozialversicherungsträger be- 
lasten, keine präzisen Sach- und Finanzierungsplanungen vor- 
liegen; denn auch das Sozialbudget ist nicht mit den gesamt- 
wirtsdiaftlichen Zielen der Bundesregierung abgestimmt. 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU soll der Bundes- 
regierung Gelegenheit geben, anstatt widerspruchsvoller Aus- 
sagen zu geplanten Reformen in einen offenen Wettbewerb um 
die Weiterentwicklung unserer Gesellschaftsordnung zu treten. 
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